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Die „schwarze Null“ steht. In Deutschlands Sicherheit investieren.
Mit Besonnenheit und Klugheit reagieren 

In der ersten Sitzungswoche nach der 
parlamentarischen Sommerpause wurde im 
Deutschen Bundestag das Haushaltsgesetz 
für das Jahr 2019 debattiert.  Eine ganze 
Woche lang wurden die Einzeletats der 
einzelnen Ministerien diskutiert und 
schlussendlich an den Haushaltsausschuss 
überwiesen.  

Deutschland steht finanziell hervorragend da 
und wird auch im kommenden Jahr ohne 
neue Schulden auskommen. Erwartete 
Mehreinnahmen sollen vor allem in eine 
bessere Ausrüstung der Bundeswehr fließen.  

Die Eckdaten: Die Bundesregierung rechnet 
in ihrem Haushaltsentwurf mit Ausgaben in 

Höhe von 
knapp 357 
Mrd. Euro. 
Das ist eine 

Steigerung 
um rund 13,2 
Mrd. Euro 

gegenüber 
dem Vorjahr. 

Dem gegenüber stehen Einnahmen in 
gleicher Höhe, von denen rund 333 Mrd. 
Euro auf Steuern entfallen. Und: Für die 
nächste Steuerschätzung Ende Oktober 
zeichnen sich bereits weitere 
Mehreinnahmen ab, die klug und 
vorausschauend in die Zukunftsthemen 
investiert werden sollen.  

Für die Unionsfraktion ist es zentral, dass 
Deutschland eine moderne und gut 
ausgestattete Bundeswehr besitzt. Deshalb 
wird die Bundeswehr künftig mehr Geld für 
Personal und Material zur Verfügung haben 
– rund 1,6 Mrd. Euro für die Verteidigung 
Deutschlands. Insgesamt steigt der Etat für 

den ganzen Bereich Verteidigung um mehr 
als 4 Milliarden Euro auf rund 43 Mrd. Euro.  

Mit 29 Mrd. Euro werden auch für Verkehr 
und digitale Infrastruktur im kommenden Jahr 
knapp 1,2 Mrd. Euro mehr zur Verfügung ste-
hen. Damit können 2,4 Mrd. Euro in die digi-
tale Infrastruktur investiert werden. Das 
kommt vor allem dem „Digitalfonds“ zugute. 

Mit dem neuen Haushaltsgesetz 2019 wer-
den die Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag 
weiter vorangetrieben und umgesetzt. Dazu 
gehört u.a. mehr Geld für ländliche Räume 
und Landwirtschaft oder die gezielte Förde-
rung von Familien mit der Einführung des 
Baukindergeldes – immerhin 330 Million Euro 
jedes Jahr. Es sollen zudem mehr Mittel für 
die schrittweise Erreichung des 3,5-Prozent-
Ziels für Forschung und Entwicklung einge-
setzt werden. Hier werden mehr als 17 Mrd. 
Euro investiert.  

Unser Fokus liegt auf der Inneren Sicherheit. 
Wir wollen die zügige Besetzung von 7.500 
zusätzlichen Stellen bei deutschen Sicher-

heitsbehör-
den. Die 
mehr als 
3.000 ge-
schaffenen 

Stellen bei 
der Bundes-
polizei und 
über 500 

Stellen beim Bundeskriminalamt werden 
dringend benötigt, auch für die Zollverwal-
tung gibt es 1.400 zusätzliche Stellen. Beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge wird 
mit über 1.600 zusätzlichen Stellen kräftig 
aufgestockt plus Entfristungen von etwa 
4.500 Arbeitsverhältnissen. 
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In diesen Tagen beschäftigen uns die Ereig-
nisse von Chemnitz. Hier muss vieles aufge-
arbeitet und geklärt werden. Dabei darf eines 
nicht geschehen: Wir dürfen nicht ein ganzes 
Bundesland und Bürger von Sachsen und 
Chemnitz unter Generalverdacht stellen. Ge-

rade wir als 
Union müs-
sen die 

Menschen 
zusammen-
führen und 
Spaltungen 

überwin-
den. 

Dazu gehört auch, dass zwei Wochen nach 
dem schrecklichen Tötungsverbrechen von 
Chemnitz endlich ein umfassendes und 
nachprüfbares Lagebild von den Ereignissen 
abgegeben werden muss. Die Öffentlichkeit 
muss unterrichtet werden, wie der Stand der 
Ermittlungen gegen die Tatverdächtigen ist. 
Genauso muss im Einzelnen nachgezeichnet 
werden, welche Erkenntnisse über die an-
schließenden Hass-Kundgebungen und Ta-
ten vorliegen.  

Der Rechtsstaat muss schnell und gründlich 
die Ermittlungen zu dem Tötungsverbrechen 
führen und den Beschuldigten den Prozess 
machen, sollten sich die Vorwürfe erhärten. 
Genauso muss der Staat allen Straftaten 
nachgehen, die danach begangen wurden. 
Für uns ist klar: Rechtsextremistische Über-
griffe auf Ausländer, das Zeigen des Hitler-
Grußes und der Angriff auf ein jüdisches 
Restaurant müssen konsequent geahndet 
werden.  

Ein konsequentes Handeln aller staatlichen 
Institutionen ist erforderlich, um den Rechts-
frieden in unserem Land zu wahren. Der 
Staat muss umsichtig, aber vor allem ent-
schlossen vorgehen. Es obliegt der Polizei 
und Staatsanwaltschaft, Vorfälle und Strafta-
ten zügig und vorbehaltlos aufzuklären, Ge-
richte urteilen, ob jemand bestraft wird. Aus-
schließlich beim Staat liegt das Gewaltmono-
pol.  

Deutschland ist ein sicheres Land. Wir haben 
einen starken Staat und wir wollen, dass er 
stark bleibt und weiter gestärkt wird. Wir als 

Union haben eine Verantwortung, mit Beson-
nenheit und der Kraft der Differenzierung zu 
reagieren – auch und grade in schwierigen 
Zeiten. 

Die Woche im Parlament  

Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung. Der 
Etat des BMZ, der fast vollständig auf die 
deutsche ODA-Quote anrechenbar ist, steigt 
2019 gegenüber dem Soll 2018 um rund 280 
Mio. Euro auf rund 9,7 Mrd. Euro. Schwer-
punkt ist u.a. die Fluchtursachenbekämp-
fung. Die ODA-Quote wird insgesamt stabili-
siert. 

Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie. Gemäß Regierungsentwurf stehen 
8,054 Mrd. Euro zur Verfügung, d.h. 61 Mio. 
Euro weniger als für die Soll-Ausgaben die-
ses Jahres. Der Finanzplanungszeitraum bis 
2022 ist jedoch durch einen Aufwuchs von 
700 Mio. Euro bei den Ausgaben für For-
schung und Entwicklung gekennzeichnet. 
Für die Afrika-Initiative stehen 2019 zusätzli-
che Mittel in Höhe von 30 Mio. Euro zur Ver-
fügung. Mit weiteren 30 Mio. Euro sowie Ver-
pflichtungsermächtigungen in Höhe von 210 
Mio. Euro werden 2019 die Ausgaben der 
Mittelstandsförderung im Bereich der Digita-
lisierung gestärkt. 

Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend. Die Bundesregierung 
schlägt 2019 Ausgaben in Höhe von 10,305 
Mrd. Euro vor, d.h. einen Anstieg gegenüber 

dem Soll 
von 2018 
um 79 

Mio. 
Euro. Für 

familien-
politische 

Leistun-
gen sind 
800 Mio. 

Euro mehr als im bisherigen Finanzplan vor 
allem für Elterngeld, Unterhaltsvorschuss 
und Kinderzuschlag bereitgestellt. 1,5 Mrd. 
Euro wurden für vielfältige Programme des 
BMFSFJ bereitgestellt. Für die prioritäre 
Maßnahme aus dem Koalitionsvertrag „Kita 
(Gebühren und Qualität)“ wurde Vorsorge im 
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Einzelplan Allgemeine Finanzverwaltung in 
Höhe von insgesamt 3,5 Mrd. € für die Jahre 
2019 bis 2021 getroffen. 

Bundesministerium für Bildung und For-
schung. Der Regierungsbeschluss sieht 
2019 Ausgaben in Höhe von 18,1 Mrd. Euro 
vor. Der Anstieg gegenüber dem diesjährigen 
Ausgabenrahmen beträgt 529 Mio. Euro. In 
der mittelfristigen Finanzplanung sind insge-
samt 1,1 Mrd. Euro zusätzlich für das BMBF 
vorgesehen. Damit soll schrittweise das Ziel 
erreicht werden, dass Staat und Wirtschaft 
bis zum Jahr 2025 zusammen 3,5 % des 
Bruttoinlandprodukts für Forschung und Ent-
wicklung aufwenden.  

Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les. Der größte Einzelplan umfasst nach dem 
Regierungsbeschluss 144,206 Mrd. Euro, 
was gegenüber dem Soll von 2018 ein An-
stieg von 5,026 Mrd. Euro bedeutet. Für die 
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit wer-
den im Haushaltsjahr 2019 zusätzlich zum 
Soll dieses Jahres 964 Mio. Euro veran-
schlagt, davon 545 Mio. Euro Verwaltungs-
kosten. Die Maßnahme ist Teil der prioritären 
Maßnahmen des Koalitionsvertrags. 

Bundesministerium für Gesundheit. Ge-
genüber 2018 sind Mehrausgaben von 63 
Mio. Euro vorgesehen, so dass als Ausga-

benrah-
men im 

kommen-
den Jahr 
15,27 Mrd. 
Euro be-
reitstehen. 

Größter 
Posten ist der Bundeszuschuss zur Entlas-
tung der Kassen von versicherungsfremden 
Leistungen, der seit 2017 bei 14,5 Mrd. Euro 
im Jahr festgeschrieben ist. Für die Förde-
rung der freiwilligen privaten Pflegevorsorge 
stehen 55 Mio. Euro bereit.  

Daten und Fakten 

Lebenserwartung erneut gestiegen.  
Die Lebenserwartung in Deutschland ist er-
neut angestiegen. Sie beträgt nach der auf 
die aktuellen Sterblichkeitsverhältnisse bezo-

genen Sterbetafel 2014/2016 für neugebo-
rene Jungen 78 Jahre und 4 Monate und für 
neugeborene Mädchen 83 Jahre und 2 Mo-
nate. Auch für ältere Menschen hat die Le-
benserwartung weiter zugenommen. Nach 
der Sterbetafel 2014/2016 beläuft sich zum 
Beispiel die sogenannte fernere Lebenser-
wartung von 65-jährigen Männern mittler-
weile auf 17 Jahre und 10 Monate. Auf der 
Ebene der einzelnen Bundesländer weist Ba-
den-Württemberg bei beiden Geschlechtern 
die höchste Lebenserwartung Neugeborener 
auf: Für Jungen beträgt sie hier 79 Jahre und 
6 Monate, für Mädchen 84 Jahre. Die nied-
rigsten Werte weisen mit 76 Jahren und 4 
Monaten Jungen in Sachsen-Anhalt und mit 
82 Jahren und 3 Monaten Mädchen im Saar-
land auf. (Quelle: Statistisches Bundesamt) 

Von meiner Arbeit im Bundes-
ministerium 

 

Bereits Anfang September führte mich eine 
Dienstreise auf den afrikanischen Kontinent. 
In Kenia habe ich während des zweitägigen 
Besuches verschiedene Regierungsvertreter 
getroffen und Kooperationen mit der Privat-
wirtschaft (in den Bereichen Berufsbildung 
und Erneuerbare Energien) sowie in der Ag-

rarforschung gewürdigt. Ke-
nia ist ein faszinierendes 
Land der Gegensätze: das 
wohl modernste Geother-
miekraftwerk der Welt er-
möglicht eine weitgehend 
erneuerbare Stromversor-
gung und innovative Öfen 
sorgen dafür, dass beim 
weit verbreiteten Kochen 
über dem offenen Feuer die 



 

Freitag, 14. September 2018      Seite 4 von 4 

Rauchentwicklung und der Verbrauch von 
Feuerholz reduziert werden. 

 

In Ruanda habe ich Gespräche mit Regie-
rungsvertretern geführt und Projekte der bila-
teralen Entwicklungszusammenarbeit in den 
Bereichen Umwelt- und Klimaschutz, Finanz-
systementwicklung und Frauenförderung im 
Bereich Informations- und Kommunikations-
technik besucht. Die Menschen in diesem 
Land sind 24 Jahre nach dem furchtbaren 

Genozid auf 
dem Weg der 
Versöhnung 

und zu einer 
ehrgeizigen 
wirtschaftli-

chen Ent-
wicklung. 

Deutschland 
unterstützt 

Ruanda im Rahmen der kommunalen Ent-
wicklung, der Energieversorgung und Land-
wirtschaft. 

Besuch in Berlin 

Gleich zu Beginn der Sitzungswoche hatte 
ich Besuch von der Senioren-Union Lehrte 
e.V. Wir haben über aktuelle wahlkreisbezo-
gene und niedersachsenweite Themenberei-
che, wie z.B. der MegaHub und die Dieselab-
gas-Affäre diskutiert. Ich verstehe, dass die 
Menschen über eine erhöhte Lärmbelästi-
gung durch den MegaHub besorgt sind. Seit 
längerem stehe ich deshalb mit der Deut-
schen Bahn und dem Bundesverkehrsminis-
terium in regem Kontakt und setze mich mit 

allen mir zur Verfügung stehenden Mitteln 
dafür ein, dass die besten und auch überge-
setzlichen Lärmschutz gewährleistenden 
Maßnahmen angewandt werden. 

Ich freue mich immer über Besuch aus dem 
Wahlkreis! 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

da ich Ihnen meinen Bericht aus Berlin aus 
technischen Gründen leider erst heute zu-
kommen lassen kann, erlaube ich mir, Sie auf 
ein Schreiben unserer Generalsekretärin An-
negret Kramp-Karrenbauer hinzuweisen (ab-
rufbar über https://www.cdu.de/artikel/akk-zur-
aktuellen-debatte?utm_source=rss&utm_me-

dium=rss&utm_term=rss&utm_con-
tent=rss&utm_campaign=rss ), der die Ereig-
nisse der letzten Tage rund um die Persona-
lie Maaßen gut einordnet. 

Ihre  
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